
Bundessozialgericht.

05:5 9 RY„259léé——__—

V kündet am
.

April 1967

im Namen des Volkes‘

ttheil

in dem Rechß5heif

Klägerin und Revisionsklägerin‚

g"e g e n

Beklagter und Revisionsbeklagte

Der 9„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf

_
die mündliche Verhandlung vom 26° April 1967

durch

Senat3präsident>f Dr° w e 1 B

13 ' ' ‘ .. —Vorsitzender —;

v Bundesrichter ‚* Dr" —Ma i s c h und

Bundesrichter " S c h i n d l e r ,
Bundessozialrichter Dr° T ö p f e r

und

"— Bundessozialrichter R e i s ' '

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil

des Landessczi&lgerichts Nordrhein—Westfalen

vom 270 Januar 1966 wird als unbegründet
zurückgewiesen°

Außergerichtliche KoSten des_Revisions—
verfahrens sind nicht zu erstatteno
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Mit dem Kostennachweis für das III° Vierteljahr 1955 meldete

die Klägerin bei dem Versorgungsamt (VersorgA) Braunschweig

u„aa_einen Ersatzanspruch nach @ 19 des Bundesversorgungs—

gesetzes (BVG) von 18,-— DMano Dabei handelte es sich um"

Kosten, die nach 5 10 Abs° 4 BVG für sechs Behandlungstage
des bei der Klägerin versicherten Kassenmitgliedes E-

R- (Ro) entstanden waren" Die Heilbehandlung betraf Regel—

störungene Bei R° war durch Umanerkennungsbescheid vom

210 Juli 1952 nahezu abgeklungener Eiweißmangelschaden als

Schädigungsfolge nach dem BVG mit einer Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (MdE) unter 25 V„H„ ab 1° Juli 1952 anerkannt werden

Das VersorgA vermerkte auf dem Hauptbeleg N ?: "Fachtechnisch

richtig" und zahlte im März 1956 den Betrag von 18‚——DW Mit
Schreiben vom 25° Oktober 1960 forderte das VersorgA diesen

.Betrag zurück und kündigte mit Schreiben vom 28„ Juni 1962

dessen Absetzung an, weil das Kassenmitglied R° wegen eines

Leidens behandelt werden sei‚ das in keinem ursächlichen

Zusammenhang mit dem anerkannten Schädigungsleiden stehegl

_Das VersorgA rechnete im Januar 1965 mit der Forderung von

18‚—— DM gegen unbestrittene Ersatzansprüche auf, die die
Klägerin für das ID und II° Vierteljahr 1962 geltend gemacht

hatte° '

Das Sozialgericht (SG) verurteilte durch Urteil vom
216 Januar 1965 das Land, den Betrag von 18‚—— DM zu zahleno

Auf die e zugelassene « Berufung des Beklagten änderte das
Landessozialgericht (LSG) durch Urteil vom 270 Januar 1966

das Urteil des SG und wies die Klage ab° Zu Unrecht wende

die Klägerin die Unzulässigkeit der Aufrechnung gegen den

dem Grunde nach nicht bestrittenen Erstattungsanspruch ein°

Die Forderungen seien gleichartig, gegenseitig und fällig;

die RechtsgrundsätZe der bürgerlich—rechtlichen Aufrechnung

nach den @@5879 396 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB)
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Seien entsprechend anwendbar° Der Aufrechnung stehe auch

nicht eine Verjährung des Rückerstattungsanspruchs des

Beklagten entgegen„ Zwar habe das Reichsversicherungsamt

(BVA) abweichend von seiner früheren Rechtsprechung und

im Gegensatz zur herrschenden Lehre vor dem letzten Welt—

krieg eine Verjährung der Ansprüche auf Rückerstattung Zu

Unrecht empfangener Kranken—, Invaliden— und Knappschaftse

versicherungsleistungen in gleich kurzer Zeit wie des

Leistungsanspruches des Versicherten (55 29 Abso }, 225

Abs„ 1 der Reichsversicherungsordnung — RVO —) angenommen

und diese Rechtsprechung später auf den Erstattungsanspruch

* einer Krankenkasse gegen eine andere aus Geschäftsführung

ohne Auftrag ausgedehnte Das Reichsversorgungsgericht (RVG)

habe jedoch in der Grundsätzlichen Entscheidung vom
20„ September 1938 (RVG 13‚ 152) unter Berücksichtigung

der damals schon abweichenden Rechtsprechung des RVA für

das Gebiet des Versorgungsrechts an der Verjährungsfrist

von 30 Jahren festgehalten° Der Rückerstattungsan5pruch im

öffentlichen Recht entspreche einem Anspruch des bürger'e

‚lichen Rechts wegen ungerechtfertigter Bereicherunga Die

regelmäßige Verjährungsfrist von 30 Jahren habe der Geset2—

geber auf dem Gebiet des Versorgungsrechts erstmalig in-

$ 21 Abs° 2 BVG idF der 5° Novelle zum BVG durchbrochen

und für die auf $ 19 BVG beruhenden Ersatzansprüche auf
zwei Jahre begrenzto Der erkennbare Wille des Gesetzgebers;

der die Regelung in 5 21 Abs° 2 BVG nicht nur versehentlich

auf die Ersatzansprüche der Krankenkassen besüränkt habe;

sei auch Später beiden Beratungen zum Ersten Neuordnung5w

gesetz (1° NOG) zum Ausdruck gekommen und ein Vorschlag‚

daß die Ansprüche auf Rückerstattung des nach 5 19 BVG
geleisteten Kostenersatzes in zwei Jahren verjähren sollen;

nicht Gesetz geworden° Habe der Gesetzgeber aber diese Frage

nicht übersehen‚ sondern die Beschränkung der kurzen Ver—
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jährungsfrist auf Ersatzforderungen nach 5 19 BVG bewußt gewolft

bleibe für eine — dem Willen des Gesetzgebers entgegen5tehende

andere Rechtsprechung kein Raum° Die in 5 21 Abso 2 BVG idF

des Zweiten Neuordnungsgesetzes (2° NOG) eingeführte kurze

Verjährungsfrist für Ansprüche auf Rückerstattung des nach

@ 19 BVG geleisteten Kostenersatzes gelte erst vom 1° Januar 19

an,

Mit der zugelassenen Revision rügt die Klägerin Verletzung

der sich aus 5 21 Abs„ 2 BVG und 5 223 Abs„ 1 EVO ergebenden

Rechtsgrundsätzec Das LSG habe verkannt‚ daß der Aufrechnung
die Verjährung des Erstattungsanspruche5 entgegengestanden

habe„ Die Krankenkassen Seien an die Verjährungsfristen nach
den @@29‚ 223 RVG gebunden° Es bestehe kein Grund‚ die Rück—

forderungsansprüche der Versorgungsverwaltung anders zu behan—

deln„ Die Anwendung der Verjährungsfrist Von 30 Jahren wider«

Spreche auch den Vorschriften über die Aufbewahrungsfristen

in der'Krankenversicherung‚ nach.denen die Belege‚ die als
unterlage für die Erstellung der Kostennachweise dienen; nur

fünf Jahre aufzubewahren seien° Bei einer Verjährungsfrist
Von 50 Jahren wären die Krankenkassen nicht einmal in der

Lag©‚ festzustellen, ob und in welcher Höhe ein Erstattungs»=

anspruch der Versorgungsverwaltung bestehe° Vor dem Inkraftw

treten des 2° NOGzum BVGhabe eine Gesetzeslücké bestanden„
die im Wege der Analogie auszufüllen sei„ Zur Zeit des Erlasseä

der Entscheidung des RVG habe das Versorgungsrecht noch in
engem Zusammenhang mit dem Beamtenrecht gestandeno Eine Ente

Scheidung des BVA (GB 5206„ AN 1938 S„ 242), in der die kurze
VerJährungsfrist des @ 223 EVO angewendet werden sei‚ habe

A05prüche auf Rückerstattung
zu Unrecht gewährten Versorgungs«

krankengeldes betroffenc Der gefestigten Rechtsprechung des

RMAhabe sich auch das Bundessozialgericht -BSG—(BSG2”; 260)
angEschlossen° Die Klägerin beantragt,
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das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen

vom 270 Januar 1966 aufzuheben und den
Beklagten zu verurteilen‚ an die Klägerin

den aufgerechneten Betrag von 18‚—— DM

zu zahlen°

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurück—

zuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form- und

fristgerecht eingelegt und begründet worden (@$ 162

Abs„ 1 Nr° 1, 164‚ 166 des Sozialgerichtsgesetzes

— SGG —) und daher zulässigo Sachlich ist sie nicht
begründet°

Streitig ist, ob der Beklagte mit dem der Klägerin gegen—

über im Oktober 1960 erhobenen Erstattungsanspruch aus

dem im März 1956_befriedigten Ersatzanspruch der Klägerin

von 18,—— DM im Januar 1965 aufrechnen konnteo Das LSG hat

den Erstattungsanspruch nicht als verjährt angesehen und

deshalb die Klage abgewiesen° Diese Rechtsauffassung läßt

einen Bechtsirrtum nicht erkennen°

Der Ersatzanspruch der Klägerin nach 5 19 BVG ist vor dem

Inkrafttreten des Fünften Gesetzes zur Änderung und Ergän-=

zung des BVG vom 60 Juni 1956 = aF @ (BGBl I 463) entw
standen und befriedigt worden„ Durch diese Novelle wurde

dem @ 21 BVG der Absatz 2 eingefügt„ der bestimmte‚ daß

Ersatzansprüche, die auf der Vorschrift des 5 19 beruhen,

in zwei Jahren verjähren und daß die Verjährung frühestens
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mit der Anerkennung des Versorgungsan5pruches beginne„ Durch, 12

das Erste Neuordnungsgesetz (1° NOG) vom 27„ Juni 1960 (BGBl

I 453) erhielt die Vorschrift die Fassung, daß die Verjährung

mit dem Ablauf des Jahres, in dem die Heilhehandlung oder ‘ V

Krankenbehandlung durchgeführt ist, beginnt, frühestens jedoch

mit der Anerkennung des Versorgungsansprucheso Erst durch 5 21

Abs„ 2 BVG idF des Zweiten Neuordnungsgesetzes (20 N06) vom
210 Februar 1964 (BGBl I 85) wurde die Verjährungsfrist von
zwei Jahren auf die Rückerstattung des nach den 55 19, 20 \'

geleisteten Kostenersatzes ausgedehnt und bestimmt‚ daß die

Verjährung der Rückerstattungsansprüche mit dem Ablauf des

Jahres beginnt„ in dem der
Kostennachweis

der Verwaltungs»[

behörde vorgelegt worden ista Die Entscheidung des Recht5m

streits hängt somit„ da die Erstattungsforderung selbst nicht

streitig ist, davon ab‚ ob die Klägerin sich mit Recht auf

eine analoge Anwendung des 5 21 Abs° 2 oder eine sonstige ‘

Vorschrift berufen kann, nach der die Forderung des 1£k1&5t€■

verjährt isto Dies hat das LSG mit Recht Verneinto

Zunächst bestehen keine Bedenken gegen die entsprechende

Anwendung der bürgerlich—rechtlichen Aufrechnungsvorsch?iften

(5% 387 ff BGB) im öffentlichen Recht‚ soweit diese sich nicht

auf Besonderheiten des Privatrechts beziehen oder ihre Anwen-
dung durch Sonderregelungen des öffentlichen Rechts aus= '

geschlossen ist (Forsthoff‚ Lehrbuch des Verwaltungsrechts‚

7° Aufl„ 514 s„ 259; BSG15‚ 37; 19, 19 f)° Hier standen

sich öffentlich«rechtliche Forderungen auf Zahlung eines Geld»

betrages gegenüber‚ somit Forderungen‚ die ihrem Gegenstand'

nach gleichartig waren„ Auch das Erfordernis der Gegensei£ig&

keit, d„h° der Personengleichheit der Anspruchsberechtigten‚

war erfüllt° Es fehlte auch nicht an der Durchsetzbarkeit
der Forderung, mit der aufgerechnet wurde„ Der Beklagte konbtq

somit nach @ 390 BGB aufrechnen, wenn der Erstattungsansptuéh

zu der 2eita zu
der

er aufgerechnet werden konnte, noch nicht
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verjährt war„ Es bedarf nicht der Feststellung, wann

dieser Zeitpunkt eingetreten ist, da der Erstattungs-

anspruch des Beklagten auch zur Zeit der Aufrechnungs—

erklärung im Januar 1963 noch nicht verjährt war° Er
wäre verjährt gewesen, wenn die für die Ersatzansprüche

der Krankenkassen bestimmte Verjährungsfrist des @ 21

Abs„ 2 BVG in der vor dem Inkrafttreten des 2„ NOG

geltenden Fassung auch auf Erstattungsansprüche der

Versorgungsverwaltung entsprechend angewendet oder

eine Gesetzeslücke durch die Rechtsprechung geschlossen

wurden konntea Beides ist zu verneinen° Nach dem Wort—
laut deß @ 21 Abs„ 2 BVG aF betrifft die dort geregelte

Verjährungsfrist nur Ersatzansprüche der Krankenkassen

nach @ 19 BVG° Als Ansprüche‚ die die Rückforderung zu

Unrecht bewirkter Leistungen zum Gegenstand haben‚ sind

Erstattungsansprüche die Kehrseite von Ansprüchen auf

die entsprechende Leistung‚ hier des ErsatzanSpruchs

nach @ 19 BVG (BSG 16‚ 156)° Aus dieser engen Beziehung

zwischen Leistungs— und Erstattungsanspruch hat das BVA

in mehreren Grundsätzlichen Entscheidungen (GE) auf dem

Gebiet der Arbeitslosen—„ Kranken— und knappschaftlichen

Pensionsversicherung‚ der Invalidenversicherung und der

Kostenerstattung nach 5 313 b Abs° 2 EVO die Folgerung

gezogen, daß der Erstattungsanspruch derselben Vera

jährungsfrist unterliegt, wie der entsprechende Lei—

stungsanspruch (BVA; GB .4822, AN 1934 5° IV 379; GB
5028, AN 1936, s., IV 325,- GE 52759 AN 1959 s., IV 131;

GE 5377, AN 1940‚ SO II 249)° Dieser Gedanke hat auch
in der Rechtsprechung des BSG Eingang gefunden„ ZQB„

bei der Verjährung des Erstattungsanspruches nach $ 7 a

des Kindergeldanpassungsgesetzes (BSG 20, 2629 263» V810
auch BSG 24; 2609 261 f)? Auf dem Gebiet des Versorgungs—
rechts hat es sich aber nicht in gleicher Weise durch—
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setzen können„ Das RVG hat in der GE vom 20° September 1938

(RVG 15 so 152‚ 155, 157) unter Hinweis auf die abweichende
Rechtsprechung des BVA an der Rechtsauffassung festgehalten‚

daß der Anspruch auf Erstattung zu Unrecht
gezahltér

Ver—

sorgungsgebührnisse (Renten) nicht wie der Anspruch auf

rückständige Versorgungsgebührnisse in vier Jahren‚ sondern

in 30 Jahren verjähre° Es hat in Anlehnung an die bürgerlich—

rechtlichen Vorschriften über die ungerechtfertigte Bereiches

rung ausgeführt, daß trotz den männigfachen wechselseitigen

Beziehungen zwischen Sozialversicherung und Reichsversorgungv

die neue Rechtsprechung des BVA keine Veranlassung gebe, die

bisherige Rechtsprechung des RVG aufzugeben (RVG 139 158)° Das
BSG hat auf dem Gebiet des Versorgungsrechts entschieden; daß

die Geltendmachung von Rückforderungsansprüchen nach @ 47

Absa—2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG) für einen

Zeitraum„ der mehr als vier Jahre seit Beginn des Jahres

zurückliegt, in dem der Rückforderungsbescheid ergangen ist‚

eine unzulässige Rechtsausübungdarstellt (BSG219 27)„ Es
hat hervorgehoben, für den Rückforderungsanspruch der Ver_

sorgungsverwaltung sei keine derart kurze Verjährungsfrist

vorgesehen„ wie für die Rentenansprüzhe nach dem BVG, die in

entsprechender Anwendung des 5 197 BGB in vier Jahren Ver—

jähren (BSG.21‚ 54)„ Auf dem Gebiet des Versorgungsrechts
ist somit nicht die Folgerung gezogen worden‚ daß der

Erstattungsanspruch stets derselben Verjährungsfrist unter—

liegen müsse„ wie der Anspruch auf die Leistung° In dem Recht

der Sozialversicherung ist im Gegensatz zu dem Recht der Krieg

opferVersorgung (@ 41 VeerG) die Abänderung oder Aufhebung

von Anfang an rechtswidriger Verwaltungsakte‚ durch die eine

Leistung zugebilligt wurde‚ grundsätzlich zu Unguu$en des

Berechtigten ausgeschlossen und nur auf ganz bestimmte Eingel#

fälle beschränkt (BSG2‚ 188, 190, 191; 7, 277; 14‚ io, 14 ff)
Aus der Anwendung des @41 VeerG ergeben sich somit Sach—
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_‘9_

verhalte, die auch für die Frage der Verjährung von.

Erstattungsansprüchen eine generelle Übernahme der im

Recht der Sozialversicherung geltenden Grundsätze nicht

zulassen„ Da dem Gesetzgeber bei Erlaß der Novelle zum

BVG im Jahre 1956 die Rechtsprechung des RVG bekannt

sein mußte und somit eine gesetzliche Regelung erforder—

lich erschien, wenn eine kürzere Verjährungsfrist
als

die von dreißig Jahren für die Erstattungsansprüche

der Versorgungsverwaltung gelten sollte, kann jeden—

falls nicht angenommen werden‚ daß diese Regelung nur

versehentlich unterblieben ist" Dabei ist allerdings

auch zu berücksichtigen, daß in der Rechtsprechung der

Verwaltungsgerichte die Anerkennung des Erstattungs-

anspruches als eines selbständigen Rechtsinstituts des

öffentlichen Rechts sich erst zögernd nach 1950 durche

gesetzt hat (vgl„ die Nachweise in dem Urteil des BVerwG

vom 19„ Dezember 1956 in DVBl 1957 s., 469‚ l+70 und in
BSG 169 156; Vgl° auch BSG 2‚ 27)° Jedenfalls ist bei
dieser Sachlage kein Raum für die Ausfüllung einer Lücke

durch die Rechtsprechung oder eine analoge Anwendung

des 5 21 Abs° 2 BVG aF auf die Erstattungsansprüche

der VersorgungSVerwaltung (vgl° BSG 14, 2413 243). Im
übrigen konnte der Gesetzgeber Gründe dafür haben, für

Ersatzansprüche der Krankenkassen und für ErstattungSw

ansprüche der Versorgungsvérwaltung nicht die gleiche

Verjährungsfrist gelten zu lassen„ Auch nach 5 29

Abs° l und 2 RVG unterliegt der Anspruch auf Beitrags—

rückstände nicht derselben Verjährungsfrist wie der

Anspruch auf Rückerstattung von Beiträgen„ Bei einer

Entscheidung darüber, ob der Erstattungsanspruch der

Versorgungsverwaltung in derselben Frist wie der

Ersatzanspruch der Krankenkasse verjähren solle, hätte

der Gesetzgeber nicht außer acht lassen können, ob die
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- 10 _

Verjährung des Erstattungsanspruches schon mit der Vorlage

des Kostennachweises bzw„ dem Ende des Jahres‚ in dem der

Kostennachweis vorgelegt worden ist‚oder in entsprechender

Anwendung des 5 198 BGB erst mit der Entstehung des Erstat-

tungsanspruches beginnen soll° Eine solche — in 5 21 Abs° 2

BVG idF des 2° NOG enthaltene — Klarstellung erschien deshalb

geboten, weil u„U° ein Berichtigungsbescheid erst viele Jahre

nach der Abrechnung mit der Krankenkasse erlassen werden kann

und damit der Erstattungsanspruch erst seine rechtliche Grund—[

lage erhalte Im übrigen hat der Bundestag bei den Beratungen

zum le NOGeinen Antrag ausdrücklich abgelehnt, dem 5 21 BVG
einen Absatz } einzufügen, demzufolge Ansprüche der Versorgungsa_

behörden auf Rückerstattung von Ersatzleistungen in vier

Jahren nach Ablauf des Jahres verjähren, in dem der Kosten—

nachweis dem VersorgA vorgelegt worden ist (Deutscher Bundes—

tag, 3„ Wahlperiode 1957, 714„ Sitzung 8° 6493 (C) und So 6516

(B) )0 Auch daraus kann entnommen werden, daß der Gesetzgeber«

von der damals überwiegend vertretenen Rechtsauffassung aus—
.‚

ging, für Erstattungsansprüche der Versorgungsverwaltung komme;

die Verjährungsfrist von dreißig Jahren in Betracht, zumal ‘

der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung (BMA) bereits

durch Rundschreiben vom 7, November 3958 (BVBl 1958 So 152

Nr» 95) die für die praktische Handhabung des Gesetzes maß—
gébende Auffassung vertreten hatte, daß HÜCkerstattungs—

ansprüche gegen Krankenkassen in 30 Jahren verjähren; er
hatte hierbei hervorgehoben, daß auch in Rechtsprechung und

Rechtslehre überwiegend die allgemeine (30jährige) Frist als

zutreffend angesehen werde° Die Ablehnung des Antrages auf

Ergänzungdes @21 BVGaF mußdeshalb als eine Bestätigung
dafür angesehen werden, daß 5 21 Abs„ 2 BVGaF auch weiterhin
auf Erstattungsansprüche der Versorgungsverwaltung keine

Anwendung finde (vgl„ auch Wilkeq BVG, Handkommo‚ 19 Aufl„‚

5 21 Anm° III)„ Nach allgemeiner Meinung verjähren Ansprüche

».11 m
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auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts in entsprechender

Anwendung des 5 195 BGB in 30 Jahren; soweit das öffent-

liche Recht keine Sonderregelung getroffen hat (Forsthoff

aaO, 7° Aufl„‚ 5 9 S„ 159/160; Meier-Branccke, Arena des

öffentlichen Rechts nF 11, 1926 st 249; Wolff, Verwaltungs—

recht i‚ 60 Auflog 5 37 1112 a; vgl„ auchBGHZ9, 209)°
Insbesondere kommt auch eine Anwendung des 5 196 Nr„ 11

BGB nicht in Betracht° Hiernach verjähren in zwei Jahren

u„ao die Ansprüche der öffentlichen Anstalten‚ welche dem

Unterricht‚ der Erziehung‚ Verpflegung oder Heilung dieneno

Abgesehen davon; daß eine Krankenkasse nicht als eine den

dort genannten Einrichtungen vergleichbare, der Heilung

dienende Anstalt angesehen werden kann, bezieht sich diese

Vorschrift auch nicht auf Ansprüche nach öffentlichem Recht

(vglo auch Staudinger‚ Komm° zum Bürgerlichen Gesetzbuch‚ _„

11° Aufl„‚ I° Bd„‚ 5 196 Anm° 27); Der erkennende Senat

hat in dem Urteil vom 30° September 1966 — 9 RV 562/65 —
(SozR Nro 1 zu @21 BVG) zwar ausgesprochen, daß 5 21

Abs° 2 Satz 1 BVGidF vor dem20'N0Gauch auf eht— '
sprechende Ersatzansprüche der Versorgungéverwaltung

gegen die Krankenkasse analog anzuwenden ist„ Dabei

handelte es sich aber nicht um Erstattungsansprüche,
d„h„ um Ansprüche der Versorgungsverwaltung gegen eine

Krankenkasse auf Rückgewähr der zur Befriedigung eines

Ersatzanspruches an diese geleisteten Beträge, sondern

um einen Ausgleichsanspruch der Versorgungsverwaltung

für eine unmittelbar von ihr erbrachte Leistung, die

D
;

ie Krankenkasse hätte gewähren müssena

Im vorliegenden Falle hat der Beklagte auf Grund des

Vermerks in dem Hauptbeleg Nr„ 7 "fachtechnisdh richtig"

die Zahlung geleistet° Da unstreitig das behandelte

Leiden nicht im ursächlichen Zusammenhang mit dem als
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Schädigungsfolge
anerkannten

leiden steht, unstreitig auch

der Betrag von 18,-- DM an die Klägerin gezahlt werden ist‚

kann unerörtert bleiben, ob der Vermerk "fachtechnisch richt33"

von Bedeutung wäre, wenn aus den noch vorhandenen Unterlagen

ein sicherer Nachweis für Grund und Höhe des Anspruches nicht

mehr geführt werden kann und die Krankenkasse einen Zusammen—

hang mit der Schädigungsfolge behaupteto Ein konstitutives
;

Anerkenntnis nach 5 781 BGB‚ das unabhängig von dem bestehendéd

Schuldgrund eine neue selbständige Verpflichtung schaffen soll‚

liegt jedenfalls nid1t vor„ Der Vermerk diente nur der Vore

bereitung der Abrechnung mit der Krankenkasse° Er ist ins—

besondere kein Verwaltungsakt, durch den bindend das Rechts-

verhältnis zwischen der Versorgungsverwaltung und der Kranken—‘

kasse geregelt wird„ Nach5 14 Abs„ 2 BVGidF des hier anwend—
baren Dritten Änderungsgesetzes zum BVG vom 19° Januar 1955

(BGBl I 25) wird die Heilbehandlung durch die Krankenkassen
"gewährt"° Diese handeln somit als gleichrangige Träger öffent—
licher Aufgaben° Ihre Ersatzansprüche ergeben sich unmittelbar

aus dem Gesetzo Die Versorgungsverwaltung trifft, wenn sie den\

Anspruch nach 5 19 BVG ablehnt oder zuerkennt‚ keine verbind—

liche Entscheidung als übergeordneter Träger hoheitlicher

Befugnisse (vglq auch BSGUrteil vom 11. November 1966 — 10 BV\
415/65 -)° Ob dies auch für die Fälle zutrifft‚ in denen die ‘

Krankenkasse nur auf Grund des BVG Heilbehandlung gewährt und

die Versorgungsbehörde deshalb berechtigt ist, nach 5 14 Abs„
Satz 2 und 3 BVG aF Art, Umfang und Dauer der Heilbehandlung

bindend Zu bestimmen, kann dahingestellt bleiben„

Da nach alledem das [SG mit Recht davon ausgegangen ist;

daß der Erstattungsanspruch des Beklagten einer Verjährungs—

frist von 30 Jahren unterliegt und.deshalb die Klage abge-

wiesen hat, war auth_die Revision der Klägerin als unbegründe£ä

_ 13 „

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


313—

zurückzuweisen° Es sei nöch darauf hingewiesen, daß es

in zahlreichen Fällen im Ergebnis nicht darauf ankommen
wird, ob die außerordentlich lange und deshalb für die

Verwaltungsarbeit ungeeignete Verjährungsfrist von

30 Jahren abgelaufen ist, weil die Geltendmachung des

Erstattungsanspruches unter bestimmten Umständen sich

als eine unzulässige Rechtsausübung darstellen kann„

Das wird insbesondere dann anzunehmen sein, wenn die

Versorgungsverwaltung die Geltendmachung des Ersatz-

anspruches ungebührlich verzögert hat, obgleich sie

damit rechnen mußte‚ daß die Unterlagen der Heil—

behandlung nicht mehr vorhanden sind und die Kranken—

kasse nicht mehr auf die Beurteilung des behandelnden

Arztes zurückgreifen kann° Das gleiche wird dann zu

gelten haben, wenn die Krankenkasse sich im Vertrauen

auf das Verhalten der Versorgungsverwaltung — etwa bei

ihrer Beitragsbemessung - darauf eingerichtet hat„ daß

ein Ersatzanspruch nicht mehr erhoben werde° Solche

Umstände sind jedoch im Vorliegenden Fall, bei dem

es nur um einen Betrag von 78‚-— DM geht, nicht ersicht—
lich° Die sich aus der Geltendmachung von Erstattungs—

ansprüchen ergebenden Rechtsfragen haben im übrigen

dadurch erheblich an Bedeutung verloren, daß Erstat—

tungsansprüche‚ die am 1. Januar 1964 noch nicht vere‘

jährt waren, auf Grund des 5 21 Abso 2 BVG idF des IV

20 NOGspätestens mit dem 31° Dezember 1965 verjährt

sind (vglo-Wilkeg BVG, Handkomm„, 2° Aufl„‚ & 21

Anm° II)„ ' i ' -1
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Die Köstenentscheidung beruht auf 5 193 Abs„ 4 scc„ ' '
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